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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Allgemeine Bemerkungen Allgemeine Bemerkungen Die GRÜNEN unterstützen die Revision des Gesetzes über die politischen
Rechte PRG mit dem Ziel, die Frage der Garantiesitze für Kandidierende neu zu
regeln. Im Artikel 64 Abs 3 geht es um das Quorum zur Bestimmung der Anzahl
der Garantiesitze für frankophone Mitglieder des Grossen Rates. Wir erachten
es als richtig, dass die Bemessungssumme (100%) nur die deutsch- und
französischsprachigen Mitglieder der Bevölkerung umfasst, und nicht wie bis
anhin die gesamte Bevölkerung. Dies wird zu einer höheren Anzahl von
Garantiesitzen führen, wie es der Expertenbericht ausführt. Die GRÜNEN
unterstützen auch diese Absicht.
Aktuell ist es so, dass eine zurücktretende Grossrätin oder ein zurücktretender
Grossrat von der nächstbest positionierten Person auf der gleichen Liste ersetzt
wird. Im Rahmen von sprachlich getrennten Listen war das bisher
normalerweise eine Person mit derselben Sprache. Nach dem neuen System
wäre aber nicht klar, wer „nachrutscht": jemand von der gleichen Partei oder die
nächstbest gewählte Person, die von der Sprachenförderung profitiert? Dieser
Punkt bedingt eine vertiefte Abklärung im Laufe der weiteren Gesetzesberatung.
Die Anpassungen in Artikel 88 Abs 1 erscheinen uns als rein redaktionelle
Änderungen, gegen die wir uns nicht wehren.

Änderung des Gesetzes
über die politischen
Rechte (PRG)

Keine Antwort Keine Antwort

Vortrag Keine Antwort Keine Antwort


